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1953 


Drucksache 3124 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Errichtung eines Deutschen Forschungsrates 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 


§ 1 

Es wird ein Deutscher Forschungsrat ge- 
bildet. Er ist eine Körperschaft des öffent- 
lichen Rechts. 

§ 2 

(1) Der Deutsche Forschungsrat hat die 
Aufgabe, die gesellschaftliche, wissenschaft- 
liche, wirtschaftliche und technische Entwick- 
lung zu beobachten und Feststellungen über 
das Ergebnis seiner Beobachtungen zu treffen. 

(2) Zu diesem Zweck hat der Deutsche 
Forschungsrat insbesondere 

1. die sich aus den Fortschritten der Atom- 
technik und der Automatisierung ergeben- 
den Fragen zu verfolgen, 

2. Möglichkeiten zur Förderung der deut- 
schen Wissenschaft darzulegen und 

3. die mit der Kontrolle der Macht im de- 
mokratischen Staat verbundenen Probleme 
zu beobachten. 

(3) Bei seinen Beobachtungen und Fest- 
stellungen hat der Deutsche Forschungsrat 
auch die Entwicklung im Ausland zu berück- 
sichtigen. 
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§ 3 

(1) Über seine Feststellungen erstattet der 
Deutsche Forschungsrat jährlich einen zu- 
sammenfassenden Bericht. Der Bericht ist 
dem Bundespräsidenten, dem Bundestag, dem 
Bundesrat, der Bundesregierung, den Volks- 
vertretungen und den Regierungen der Län- 
der zuzuleiten. 

(2) Der Deutsche Forschungsrat kann 
jederzeit auch zu einzelnen Fragen aus dem 
in § 2 bezeichneten Bereich Feststellungen 
treffen. 

(3) Auf Ersuchen des Bundespräsidenten, 
des Bundestages, des Bundesrates, der Bun- 
desregierung oder der Regierung eines Lan- 
des ist der Deutsche Forschungsrat verpflich- 
tet, sich gutachtlich zu allgemeinen oder ein- 
zelnen Fragen aus dem in § 2 bezeichneten 
Bereich zu äußern. 

§ 4 

Der Deutsche Forschungsrat besteht aus 
24 Mitgliedern. Die Mitglieder sollen an- 
erkannte Wissenschaftler oder erfahrene Per- 
sönlichkeiten des öffentlichen und wirtschaft- 
lichen Lebens sein. 

§ 5 

(1) 18 Mitglieder des Deutschen For- 

schungsrates beruft der Bundespräsident auf 
Vorschlag einer Wahlkommission. 



(2) Die Berufungszeit beträgt 4 Jahre; 
Wiederberufung ist nur einmal zulässig. Von 
den erstmals berufenen Mitgliedern scheidet 
die Hälfte nach 2 Jahren aus. Die Ausschei- 
denden werden durch das Los bestimmt. 

(3) Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus, so 
wird der Nachfolger für den Rest der Be- 
rufungszeit berufen. 


§ 6 


(1) Die Wahlkommission besteht 
24 Mitgliedern, davon entsenden 


aus 


1. die Westdeutsche Rektoren- 
konferenz 

2. die Max-Planck-Gesellschaft 
zur Förderung der Wissen- 
schaft 

3. die Deutsche Forschungsge- 
meinschaft 

4. der Orden Pour le Merite, 
Friedensklasse 

5. der Bundestag 

6. der Bundesrat 

7. der Bundesverband der 
Deutschen Industrie 

8. der Deutsche Gewerkschafts- 
uund 


j e 2 

Mitglieder 


je 4 

Mitglieder 


(2) Die vom Bundestag entsandten Mit- 
glieder werden für die Dauer der Wahl- 
periode des Bundestages, die übrigen Mit- 
glieder auf 4 Jahre bestellt. Wiederbestellung 
ist zulässig. 

(3) Die Wahlkommission wählt einen Vor- 
sitzenden aus ihrer Mitte. Der Vorsitzende 
beruft die Sitzungen ein und leitet sie. Die 
erste Sitzung wird von dem ältesten der 
vom Bundestag entsandten Mitglieder ein- 
berufen. 


(4) Als vorgeschlagen gemäß § 5 Abs. 1 
gilt, wer die Stimmen der Mehrheit der Mit- 
glieder der Wahlkommission auf sich ver- 
einigt. 


§ 7 

(1) Die nach § 5 berufenen Mitglieder des 
Deutschen Forschungsrates wählen 6 weitere 
Mitglieder hinzu. Bei der Zuwahl ist darauf 
Bedacht zu nehmen, daß im Deutschen For- 
schungsrat alle wesentlichen Gebiete der Wis- 
senschaft, der Wirtschaft, der Technik und 
des öffentlichen Lebens vertreten sind. 


(2) Die Wahlzeit beträgt 4 Jahre; Wieder- 
wahl ist nur einmal zulässig. Von den erst- 
mals gewählten Mitgliedern scheidet die 
Hälfte nach 2 Jahren aus. Die Ausscheiden- 
den werden durch das Los bestimmt. 

(3) § 5 Abs. 3 ist entsprechend anzuwen- 
den. 


§ 8 

Die Mitglieder des Deutschen Forsdiungs- 
rates sind nur ihrem Gewissen unterworfen 
und an Aufträge und Weisungen nicht ge- 
bunden. 


§ 9 

(1) Der Deutsche Forschungsrat wählt aus 
seiner Mitte seinen Präsidenten und dessen 
Stellvertreter auf je 3 Jahre. 

(2) Der Deutsche Forschungsrat wird 
durch den Präsidenten oder seinen Stellver- 
treter vertreten. 

(3) Zur Vorbereitung seiner Feststellungen 
kann der Deutsche Forschungsrat aus seiner 
Mitte Ausschüsse bilden. 

(4) Der Deutsche Forschungsrat gibt sich 
eine Geschäftsordnung. 

§ 10 

(1) Der Präsident oder sein Stellvertreter 
beruft den Deutschen Forschungsrat ein; auf 
Verlangen von 6 Mitgliedern muß er ihn 
einberufen, 

(2) Der Deutsche Forschungsrat entscheidet 
mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen. 
Für den Erlaß der Geschäftsordnung und 
deren Änderung ist eine Mehrheit von zwei 
Dritteln der gesetzlichen Mitgliederzahl er- 
forderlich. 

(3) Der Deutsche Forschungsrat ist be- 
schlußfähig, wenn mehr als die Hälfte der 
gesetzlichen Mitglieder anwesend ist. 

(4) Bei der Erstattung des Berichts, der 
Abgabe einer Feststellung oder gutachtlichen 
Äußerung nach § 3 sind abweichende Mei- 
nungen einer Minderheit wiederzugeben, 
wenn mindestens 6 Mitglieder dies ver- 
langen. 


§ 11 

(1) Im Rahmen seiner Aufgaben kann der 
Deutsche Forschungsrat von Behörden, wis- 
senschaftlichen Institutionen und Organisa- 
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tionen Auskünfte einholen und Gutachten 
von Sachverständigen erstatten lassen. 

(2) Auf Verlangen hat er die vertrauliche 
Behandlung einer Auskunft zu gewährleisten; 
die Mitglieder des Forschungsrates sind inso- 
weit zur Verschwiegenheit verpflichtet. 

§ 12 

(1) Die Mitglieder des Deutschen For- 
schungsrates erhalten eine Aufwandsentschä- 
digung. Sie haben ferner Anspruch auf Reise- 
kosten und Tagegelder nach Stufe Ta der 


Reisekostenvorschriften für Bundesbeamte in 
der jeweils geltenden Fassung. 

(2) Mitgliedern, die im öffentlichen Dienst 
stehen, ist von ihren Dienstherren die für 
die Tätigkeit im Deutschen Forschungsrat er- 
forderliche freie Zeit zu gewähren, ohne daß 
ihre Ansprüche auf Gehalt oder Vergütung 
gemindert werden. 

§ 13 

Die für den Deutschen Forschungsrat er- 
forderlichen Mittel sind in einem besonderen 
Kapitel des Bundeshaushaltsplans auszu- 
bringen. 


Bonn, den 21. Januar 1957 


Ollenhauer und Fraktion 



